1. August 2003: Witikon
Teilen, Beteiligen und Verteilen in der Demokratie
Liebe Witikonerinnen, liebe Witikoner, liebe Gäste, liebe Festgemeinde, liebe Freunde und Bekannte
Ich fühle mich natürlich geehrt, an dieser Stelle eine kleine Ansprache zu den 1. Augustfeierlichkeiten zu halten. Ein solches Privileg ist in der Regel – Witikon macht hier die löbliche Ausnahme – den Politikerinnen und Politikern vorbehalten, welche die Vorzüge der Schweiz preisen und auf ihre Lösungen für bestehende Probleme hinweisen. Gerade in einem Wahljahr, wäre ein solcher Auftritt natürlich sehr begehrt gewesen. 

Als Politologe ist meine Aufgabe demgegenüber die Vor- und Nachteile unseres politischen Systems zu analysieren und Problem zu erkennen und zu bewerten. Das ist natürlich etwas abstrakter und trockener, aber sie können oder müssen mich auch nicht wählen. Und schliesslich hat der 1. August ja etwas Andächtiges, wo man sich auf die wahren Werte unseres Zusammenlebens besinnen soll.  
Die Einstellung gegenüber der Schweiz und vor allem auch gegenüber ihrem politischen System – das haben nun auch die Medien entdeckt -, hat sich in den letzten Jahren stark verändert. Nachdem nun endlich die Rolle der Schweiz im Zweiten Weltkrieg aufgearbeitet wurde und uns im Ausland ein kälterer Wind um die Ohren weht, beginnt die Schweiz auch in breiteren Kreisen wieder zu existieren. 
· „La Suisse n’existe pas“ – wie es an der Weltausstellung 1992 in Sevilla hiess – gehört der Vergangenheit an. 
· T-Shirts mit einem Schweizerkreuz werden nicht nur am 1. August getragen, für die SP kennt der Patriotismus in ihrem  neusten Wahlplakat keine Grenzen, 

· und die FDP offeriert uns, quasi als „unique selling proposition“ termingerecht den Schweizer Psalm. Wer kann heute noch alle vier Strophen.

Swissness ist in.

Unschweizerisch wäre es nun allerdings, hier in eine neue Euphorie zu fallen und abzuheben, ganz abgesehen davon, dass die Freude am Schweizer Wappen in der Luft hier in Witikon mehr als getrübt ist. Ein nüchterner und etwas kritischer Blick auf unsere Demokratie darf gerade bei solchen Feierlichkeiten nicht fehlen.
Mit Teilen, Beteiligen und Verteilen – so der Titel meiner Ansprache – stehen drei Tätigkeiten oder Verhaltensweisen in unserer Demokratie im Mittelpunkt, die sowohl die Grundpfeiler unserer politischen Institutionen darstellen wie auch ein friedliches Zusammenleben und die Lösung von Konflikten ermöglichen. 
Mit diesen drei Prinzipien wurde bereits einiges erreicht, aber noch mehr kann erreicht werden, und wir werden uns mit ihnen  auseinandersetzen müssen, wollen wir auch die Zukunft erfolgreich meistern.
Teilen oder Power Sharing

Beginnen wir mit dem „Teilen“. In der Schweiz reagiert man - zurecht - sehr empfindlich, wenn es zu einer Anhäufung politischer Macht kommt. Unser System basiert auf dem Prinzip des „power sharings“, der Machtteilung. Besonders gut kommt dies im Konkordanzsystem, im Föderalismus und in der direkten Demokratie zum Ausdruck. 
Konkordanz

Unter Konkordanzsystem versteht man die Beteiligung aller wichtigen gesellschaftlichen Kräfte an der Regierungsverantwortung. Im Bundesrat finden sich mehr oder weniger glücklich vereint die vier Parteien FDP, CVP, SP und SVP. Und das gleiche gilt auch für die Kantone und Gemeinden. Besonders spannend und für ausländische Beobachter kaum zu verstehen ist, dass diese Mehrparteienregierungen in einem grossen Masse auf Freiwilligkeit beruhen. Die bürgerlichen Parteien haben es jederzeit in der Hand, die SP aus dem Bundesrat zu werfen.
Die Integration und Einbindung von Minderheiten in die Regierungsverantwortung ist nicht unüblich für kleine Staaten, da man hier noch aufeinander angewiesen ist. Politische Lösungen sind aber entsprechend immer Kompromisse, die in langwierigen Auseinandersetzungen zustande kommen. Dazu braucht es kompetente Parteien und solche, die ihre Standpunkte klar zum Ausdruck bringen. Am besten ist es natürlich, wenn sie beide Kriterien erfüllen würden und kompetent klare Standpunkte vertreten könnten.
Gefährlich in einem solchen System ist aber, dass die Regierungsparteien anspruchslos und träge werden, und es ihnen nur noch darum geht, ihre Stellung, ihre Machtposition zu sichern. Jede Zauberformel verliert einmal ihren Zauber und ein Wechsel der Regierungszusammensetzung ist kein Unglück, sondern zeigt, dass ein politischer Wettbewerb stattfindet. Unter diesem Gesichtpunkt ist ein zweiter SVP-Sitz im Bundesrat keine Katastrophe. Er kann Ansporn für die anderen Parteien sein, es noch besser zu tun.

Wichtig bleibt aber, dass es in einem solchen Konkordanzsystem nach wie vor auch zu einer Opposition kommt. Die kleinen Parteien sollen, können dies aber nicht alleine übernehmen. Auch den Regierungsparteien muss eine Oppositionspolitik von Fall zu Fall erlaubt sein. 

Föderalismus

Der Föderalismus war die Voraussetzung, dass sich die Schweizer Kantone überhaupt auf einen gemeinsamen Bundesstaat haben einigen können. Die Macht in vielen wichtigen Bereichen sollte bei den Kantonen bleiben und nicht einem Zentralstaat übertragen werden. Die Kantone sind näher bei den Bürgerinnen und Bürgern, und vor allem sind sie besser geeignet, den regionalen Gegebenheiten Rechnung zu tragen. 
26 verschiedene Rechtsordnungen, 26 verschiedene Schulsysteme usw. sind der Preis, den wir - in einer Zeit der zunehmenden Globalisierung und den immer starker auch grenzüberschreitenden Problemen - für diese Feinstruktur zahlen. Dazu kommt, dass die Unterschiede zwischen den Kantonen immer grösser geworden sind und mit ausgeklügelten Systemen ausgeglichen werden müssen.

Tatsächlich lässt sich fragen, ob die Kantone als solche – der eigene Kantone ist natürlich von solchen Überlegungen ausgeschlossen – noch eine sinnvolle Aufteilung darstellen. Zu gross sind die Unterschiede, AI zählt rund 15'000 Einwohner, OW 32'000 und UR 35'000 – Witikon im Vergleich dazu rund 10'000. Zu wenig sind die Kantone auch geeignet, sich gegen regionale Forderungen zur Wehr zu setzen, was sich am Zustand ihrer Finanzen zeigt.
Das heisst aber nicht, dass alle Aufgaben dem Bund übertragen werden sollen. Dort, wo eine zentrale Steuerung notwendig und möglich ist, und dort wo eine einheitliche Praxis, nicht zuletzt auch aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit erwünscht ist – namentlich sind das die Bereiche Bildung, Soziales und Gesundheit – braucht es eine zentrale Instanz, die reglementiert und bestimmt. 
Dort, wo möglichst nahe bei den Betroffenen entschieden werden kann, reichen die Städte und Gemeinden oder andere räumliche Gebilde. Wäre Witikon übrigens eine Gemeinde und nicht „nur“ eine Stadtquartier, so würde es bereits zu den 120 grössten Gemeinden der Schweiz zählen.
Die direkte Demokratie

Die dritte und letzte Form der Machtteilung ist die direkte Demokratie. Die Bürgerinnen und Bürger behalten sich das Recht vor, abschliessend zu entscheiden. Die Macht der Politikerinnen und Politiker in den Parlament und Exekutiven wird damit stark eingeschränkt. 

Den Preis den wir hierfür bezahlen, ist, 
· dass Wahlen in der Schweiz weniger Bedeutung haben - wir können ja immer noch entscheiden, ob wir in die EU wollen oder nicht – 
· und dass sich die Wahlbeteilung auf einem Rekordtiefwert befindet, der dem Demokratie-Musterland Schweiz schlecht ansteht. 

Dabei beschäftigt die direkte Demokratie die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, nicht nur die Politologen, in ausserordentlichem Masse. Zu rund 1800 Vorlagen werden wir (zu denen die nicht werden, komme ich noch) in unserem politisch aktiven Leben aufgefordert Stellung zu beziehen. Auch hier ist die Beteiligung aus verständlichen Gründen nicht allzu gross, aber nur wenig wären wohl, aus ebenso verständlichen Gründen bereit, auf dieses Recht zu verzichten.

Die Bilanz dieser drei Pfeiler unseres politischen Systems fällt heute deutlich besser aus als noch vor einigen Jahren. In den verschiedensten Ländern, insbesondere aber auch beim Aufbau der neuen Demokratien in den ehemaligen Ländern des Ostblocks, ein steigendes Interesse erfahren. 
· Die direkte Demokratie wird an verschiedenen Ort als Möglichkeit gegen die steigende Politikverdrossenheit in Erwägung gezogen. 
· Föderalistische Lösungen drängen sich bei einer heterogenen Bevölkerungszusammensetzung geradezu auf. 
· Und konkordanzartig abgestützte Politik erweist sich als Ausweg bei politisch heiklen Problemen.

Mit Blick auf die Zukunft gilt es jedoch, nicht einer mythischen Hochstilisierung dieser Grundpfeiler der Demokratie zu verfallen. Das Positive an diesen Elementen gilt es zu bewahren, sie müssen jedoch den geänderten und neuen Herausforderungen angepasst werden:

Konkordanz heisst nicht dieselbe Zauberformel auf immer und ewig, dasselbe gilt für die 26 Kantone und die Gemeindeautonomie und für die direkte Demokratie. Den vorgeschlagenen Reformen in diesen Bereichen soll mit einer kritischen Offenheit entgegengetreten werden und nicht mit einer reflexartigen Abwehrhaltung.
Damit komme ich zum zweiten Teil meines Referats, dem Beteiligen
Beteiligen

Die politische Beteiligung lässt in der Schweiz – wie gesagt – zu wünschen übrig. Man stellt sich nun schon seit Jahrzehnten die Frage, ob die Abstimmungsergebnisse überhaupt noch repräsentativ sind, und neuerdings werden grosse Anstrengungen unternommen, mit E-Democracy und E-Voting die Partizipation wieder zu steigern.

Natürlich wäre es schön, wenn alle mithelfen würden, wenn entschieden werden muss, ob die Schweiz der UNO beitreten will. Dieses Ziel wird aber wohl kaum mehr erreicht werden können. 
Ist es aber nicht auch wichtig, wie und aufgrund welcher Kriterien entschieden wird? 

Voraussetzung für einen „guten Entscheid“ ist, dass richtig informiert wird und dass eine Debatte stattfindet, in deren Verlauf, die Argumente auf den Tisch gelegt werden. Hierzu braucht es Parteien, die klare Positionen einnehmen und die Unterschiede zum Ausdruck bringen. Es braucht aber auch eine politische Kultur, politische Umgangsformen, damit eine inhaltliche Auseinandersetzung stattfinden kann. Wird der politische Gegner zum Feind, und kommt es zu einer Ausgrenzung von Andersdenkenden, dann ist diese Grenze überschritten. 
Wichtiger als dass man sich beteiligt ist, dass man sich beteiligen kann. Wir wollen dort, wo wir betroffen sind, dort wo wir eine Meinung haben, die uns wichtig ist, mitentscheiden. 
Dort, wo uns der Entscheid gleichgültig ist oder wo wir uns überfordert fühlen, ist es vielleicht besser, wir enthalten uns der Stimme.

Leider ist der Kreis derjenigen, die sich in der in der Schweiz politisch beteiligen können, stark eingeschränkt. Die Westschweizer Kantone und die Gemeinde Wald in Appenzell Ausserrhoden machen es uns vor, wie es auch gehen kann. Sie haben die Schranken, die den niedergelassenen Nicht-Schweizern für eine bessere Integration im Wege stehen, aufgehoben und dem Ausländerstimmrecht auf kommunaler Ebene zugestimmt. Dass mehr als ein Fünftel der Einwohner über keine politischen Rechte verfügen, steht einer Demokratie schlecht an. Kommt dazu, dass die Einbürgerungspraxis hierzulande ja ausgesprochen streng ist.
Die Schweiz braucht, will sie auch in Zukunft in dieser Form bestehen, Leute die sich politisch beteiligen. Es sind dies vor allem auch Leute, die sich engagieren und bereit sind, ein politisches Amt zu übernehmen oder in einer Kommission mitzuwirken. 
Engagement und Beteiligung ist nicht nur Voraussetzung dafür, dass die Ämter überhaupt besetzt werden können, sondern dass auch die richtigen Leute gewählt werden, und dass die Arbeit in diesen Ämtern richtig und gut gemacht wird. Die stillen Wahlen für die Kommissionen und Spezialbehörden, die nicht selten im Schatten Abstimmungen oder Parlamentswahlen über die Bühnen gehen, garantieren keine optimale Selektion.

Für eine Förderung der Beteiligung gibt es keine Patentrezepte. Auch in anderen Ländern kennt man dieselben Probleme. Sicher ist aber, dass dem politischen Engagement Sorge getragen werden muss. Es ist eine wichtige gesellschaftliche Ressource, die eine grössere gesellschaftliche Anerkennung verdient, als sie heute hat. Und wichtig ist auch, dass nicht zum vornherein Leute von einer solchen Beteiligung ausgeschlossen werden, die bereit und fähig wären, sich zu engagieren.
Nun komme ich zum dritten und letzten Teil, meiner kleinen Ansprache, zum Verteilen, damit tun wir uns in der Schweiz besonders schwer.

Und Verteilen!
Politische Stabilität, Regierungsvertrauen und Zufriedenheit hängen nicht nur davon ab, wie eine Demokratie organisiert ist und ob man die Möglichkeit hat, bei entscheidenden Fragen mitzubestimmen, sondern auch von den Ergebnissen der demokratischen Entscheidungen, respektive vom Output der Demokratie, wie es im Fachjargon heisst. Hier kommt der gerechten – oder vielleicht müsste man sagen, der als gerecht empfundenen – Verteilung von Gütern und von Belastungen eine grosse Bedeutung zu.

Offensichtlich bestehen nach wie vor grosse Unterschiede was die Verdienstmöglichkeiten unterschiedlicher Berufsgruppen anbelangt, und offensichtlich entscheidet auch heute noch die soziale Herkunft darüber, welche Möglichkeiten einem Kind in Zukunft offen stehen werden. 
Zu recht gibt es in praktisch allen Ländern Umverteilungssysteme und es wird versucht, soziale Benachteilung durch spezielle Förderungsmassnahmen wett zu machen. Umstritten ist demgegenüber vielmehr, in welchem Masse dies zu geschehen hat. Mit der Mindestlohnforderung der Gewerkschaften und den Spitzengehältern gewisser Manager wurden in jüngster Zeit nur die Extreme thematisiert. Ein durchschnittliches Haushaltseinkommen von 8700 Franken, wie in diesen Tagen zu lesen war, dürfte für viele nach wie vor ein kaum zu erreichender Traumwert darstellen.
Unterschiede gibt es auch, was die Steuerbelastung anbelangt. Dass ein gewisser Steuerwettbewerb stattfinden soll, damit die Gemeinden und Kanton einen Anreiz haben, haushälterisch mit dem Geld der Steuerzahlenden umzugehen, ist durchaus sinnvoll. Dass es aber so grosse Unterschiede braucht, wie sie in der Schweiz bestehen, kann niemand schlüssig nachweisen und wäre in vielen anderen Ländern auch gar nicht denkbar.

Allerdings: Auch wenn wir als Stadtzürcher das Gefühl haben, wir seien gegenüber den anliegenden Gemeinden – dort wo heute Abend die grossen oder noch grössere Feuerwerke gezündet werden – benachteiligt, so stehen wir im Vergleich zu den Bernern und Genfern immer noch gut da.

In der Schweiz ist zudem – entgegen dem was immer wieder behauptet wird – die Steuerbelastung nach wie vor geringer als in vergleichbaren Ländern, und der Leistungsstandard vergleichsweise hoch.
Wo wir hingegen lieber nicht wollen, dass besser verteilt wird, ist beim Fluglärm. Südanflüge, nein danke! Auch wenn nur die wenigsten – vielleicht sogar niemand – zurzeit wissen, was genau, wann, wie und wie lange auf uns zukommen wird, so ist der Widerstand gegen diese sogenannte Demokratisierung des Fluglärms nicht nur verständlich, sondern strategisch auch richtig. Wie viele Flugzeuge letztlich vom Süden her anfliegen werden, wird das Ergebnis eines langwierigen Aushandlungsprozesses sein, und man sollte seine Verhandlungsposition nicht durch eine bereits signalisierte Kompromissbereitschaft schwächen.
Bei solchen NIMBY-Problemen (Not in my backyard), wie es das Fluglärmproblem eines ist, sind Lösungen überhaupt nur dann zu finden, wenn eine Vertrauensbasis und Transparenz geschaffen und die Verteilung der Belastung vom Prinzip her als nachvollziehbar und gerecht empfunden werden kann. Sicher kein Vertrauen schaffen die von den Flughafenbetreibern bisher gelieferten Angaben darüber, was nötig und was möglich ist.
Eine Vertrauensbasis war schliesslich auch die Voraussetzung dafür, dass die vorübergehende Unterbringung von Asylbewerbenden im Schulhaus Looren positiv zu Ende gegangen ist. Das Asylproblem können wir in Witikon nicht lösen, wir können oder konnten aber dazu beitragen, dass nüchtern und sachlich damit umgegangen wird. Dramatische Zuspitzungen helfen ebenso wenig wie das Verbreiten der Vorstellung, alles sei zum Besten bestellt.
Nüchtern und sachlich soll man sich auch – auch wenn es jetzt auf die Wahlen zugeht – mit der Frage der Einbürgerung auseinander setzen. Droht mit dem Bundesgerichtsentscheid, der verhindert, dass über Einbürgerungsgesuche an der Urne entschieden wird, wirklich der Untergang der Demokratie? Ich mag mich nicht erinnern – und das wird den meisten Leuten so gehen, je über ein Einbürgerungsgesuch entschieden zu haben, und ehrlich gesagt, das hat mir bis anhin auch nicht gefehlt.
Dies meine Damen und Herren, waren ein paar Gedanken mit Variationen zum Thema Teilen, Beteiligen und Verteilen in der Demokratie, ich wünsche Ihnen nun viel Spass und Vergnügen beim festlichen Teil des heutigen Feiertages.

al, 1.8.2003

PAGE  
16

